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Ihr Zeichen: 25-113                   Schreiben vom 27.04.2026 
 
Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark/Agri-PV 
Berthelsdorf“ der Stadt Hainichen (Vorentwurf, Stand März 2026) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Landesverband Sachsen e. V. bedankt sich für die Beteiligung im Verfahren zum 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Solarpark Agri-PV Berthelsdorf“ der Stadt Hainichen. Gegenstand 
der Planung ist die Ausweisung eines sonstigen Sondergebietes „Agri-PV“ zur Errichtung einer 
aufgeständerten Agri-Photovoltaikanlage mit Nebenanlagen auf landwirtschaftlich genutzten Flächen 
in der Gemarkung Berthelsdorf. Das Plangebiet umfasst nach den Planunterlagen 89.105 m² (8,91 ha), 
davon 72.702 m² Sondergebiet und 16.403 m² private Grünflächen. 
 
Der BUND erkennt an, dass Agri-Photovoltaik gegenüber konventionellen Freiflächenanlagen 
grundsätzlich das Potenzial besitzt, Stromerzeugung und landwirtschaftliche Nutzung auf derselben 
Fläche zu kombinieren. Nach den vorliegenden Unterlagen bestehen jedoch an mehreren Stellen 
Nachbesserungsbedarf, damit die Planung den naturschutzrechtlichen, bodenschutzrechtlichen und 
abwägungsrechtlichen Anforderungen ausreichend Rechnung trägt. Die nachfolgenden Hinweise und 
Forderungen dienen daher ausdrücklich einer qualifizierten Nachbesserung des Vorhabens. 
 
1. Planungsrahmen und planungsrechtliche Ausgangslage 
Das Plangebiet liegt südlich der Stadt Hainichen an der Bahnlinie Roßwein–Niederwiesa auf bislang 
überwiegend intensiv genutzten Ackerflächen mit südlich anschließendem Wirtschaftsgrünland. Im 
Grünstreifen verläuft der Tännichtbach verrohrt. Nach dem Regionalplan Region Chemnitz 2024 liegt die 
Fläche in einem Vorranggebiet Landwirtschaft sowie in einem Vorbehaltsgebiet Arten- und 
Biotopschutz. Im rechtswirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Hainichen ist das Gebiet bislang als 
Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Die Teiländerung des FNP erfolgt parallel zur Aufstellung des 
Bebauungsplans. 
 
Hieraus folgt ein erhöhter Begründungs‑ und Abwägungsbedarf: Wird in einem Vorranggebiet 
Landwirtschaft ein Sondergebiet für Agri‑PV ausgewiesen, muss in Begründung und Abwägung 
nachvollziehbar dargestellt werden, wie die landwirtschaftliche Nutzung auch langfristig in 
substanziellem Umfang erhalten bleibt. Entsprechendes gilt für die Lage im Vorbehaltsgebiet Arten‑ und 
Biotopschutz, in dem eine naturschonende Ausgestaltung der Nutzung besonderes Gewicht hat. 
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Aus Sicht des BUND sollten daher die planungsbegleitenden Unterlagen und insbesondere der 
Durchführungsvertrag die dauerhafte landwirtschaftliche Nutzung flächenbezogen präzisieren. 
Erforderlich sind insbesondere verbindliche Aussagen zu Bewirtschaftungsform, Pflegezustand, 
Nutzungsintensität und Mindestanforderungen an die tatsächliche landwirtschaftliche Produktion. 
 
Der Bund regt deshalb an: 
 

 die Sicherung der tatsächlichen landwirtschaftlichen Nutzung nicht nur abstrakt, sondern 
flächenbezogen und dauerhaft im Durchführungsvertrag zu konkretisieren, insbesondere 
Kulturführung, Pflegezustand und Mindestbewirtschaftung verbindlich festzulegen.  
 

 ergänzend zu prüfen, ob und inwieweit kumulative Wirkungen mit den in der Umgebung bereits 
vorhandenen Solar‑Freiflächenanlagen bestehen, insbesondere im Hinblick auf Offenlandarten 
und andere schutzbedürftige Arten des Vorbehaltsgebiets Arten‑ und Biotopschutz. 

 
2. Landwirtschaftliche Hauptnutzung 
Nach den Planunterlagen sind Modultische mit einem Reihenabstand von mindestens 4,00 m und einer 
Modulunterkante von mindestens 2,00 m vorgesehen. Als landwirtschaftliche Nutzung ist vorrangig der 
Anbau von Sonderkulturen (Himbeeren, Heidelbeeren; Kategorie 1A nach DIN SPEC 91434) benannt. 
Alternativ wird eine Nutzung mit Tierhaltung, insbesondere Schafbeweidung, in Aussicht gestellt. 
Damit ist die landwirtschaftliche Nutzung zwar grundsätzlich beschrieben, aber noch nicht hinreichend 
konkretisiert. Das Nutzungskonzept enthält für die Beerenkulturen Angaben zu Pflege und 
Maschinenbreiten sowie die Annahme einer Ertragsminderung von rund 25 Prozent, bleibt jedoch bei 
der alternativen Tierhaltung deutlich zu vage. Es fehlt insbesondere an belastbaren Angaben dazu, ob 
die Schafbeweidung lediglich eine theoretische Ausweichoption oder ein ernsthaft vorgesehenes 
gleichwertiges Nutzungsszenario sein soll.  
Aus Sicht des BUND ist daher vor allem sicherzustellen, dass unabhängig von der konkret gewählten 
Bewirtschaftungsform die Anforderungen an eine landwirtschaftliche Hauptnutzung (u.a. nach DIN 
SPEC 91434) dauerhaft eingehalten werden. Insoweit sollte das landwirtschaftliche Nutzungskonzept 
im weiteren Verfahren verbindlicher ausgestaltet und im Durchführungsvertrag mit 
Mindestanforderungen unterlegt werden. 
 
Der BUND regt deshalb an, 
 

 klarzustellen, ob die Schafbeweidung nur als theoretische Option oder als gleichwertig 
angestrebtes Nutzungsszenario vorgesehen ist, 

 
 ein Nutzungskonzept für die Tierhaltung vorzulegen, das Tierart(en), Flächen‑ und 

Nutzungszeiträume, Flächenanteile der Weidenutzung sowie eine Abschätzung der 
Ertragswirkung darstellt, 

 
 für den Fall eines späteren Nutzungswechsels verbindlich festzulegen, wie die Anforderungen 

an die landwirtschaftliche Hauptnutzung weiterhin erfüllt werden, 
 

 das Nutzungskonzept (Sonderkultur und/oder Tierhaltung) im Durchführungsvertrag mit 
konkreten Mindestanforderungen (u.a. max. Flächenverlust nach DIN SPEC 91434, Einhaltung 
der Mindest‑Ertragsquote von 66% des Referenzertrags und Sicherstellung einer regelmäßigen 
Bewirtschaftung) abzusichern.  
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3. Artenschutz 
Diese Einschätzung ist im Ansatz nachvollziehbar. Gleichwohl zeigen die Unterlagen, dass die 
verbindlichen artenschutzrechtlichen Maßnahmen bislang nahezu ausschließlich auf die Bauphase 
ausgerichtet sind, während die ökologische Nutzbarkeit der Fläche in der langjährigen Betriebsphase 
nur unzureichend konkretisiert wird. 
Gerade bei einer Agri-PV-Anlage mit Dauerkulturen und begleitenden Grünflächen ist jedoch 
entscheidend, ob die Anlage nicht nur artenschutzrechtliche Konflikte vermeidet, sondern darüber 
hinaus eine möglichst störungsarme und durchlässige Flächennutzung sicherstellt. Für 
bodengebundene Tierarten, Offenlandvögel, Insekten und Kleinsäuger kommt es hierbei insbesondere 
auf die Pflege der nicht unmittelbar kulturgebundenen Flächen, auf das Maß betrieblicher Störungen 
sowie auf die Querbarkeit der Einfriedung an. Zu diesen Punkten bleiben die Unterlagen bislang zu 
allgemein. 
Aus naturschutzfachlicher Sicht sollte deshalb stärker gesichert werden, dass Dauergrünland, 
Randbereiche und sonstige Grünflächen im Anlagenbereich so bewirtschaftet werden, dass Rückzugs-, 
Nahrungs- und Vernetzungsfunktionen erhalten bleiben. Ebenso sollte die Einfriedung im 
Bebauungsplan eindeutig so ausgestaltet werden, dass sie für Kleintiere, Amphibien und andere 
bodengebundene Arten keine unnötige Barrierewirkung entfaltet. 
 
Der BUND regt daher an, 
 

 die ökologische Nutzbarkeit der Anlage für Tiere nicht nur für die Bauphase, sondern auch für 
die Betriebsphase stärker zu sichern, u.a. durch Vorgaben zu einer störungsarmen Pflege der 
nicht obstbaulich genutzten Flächen, 
 

 für Dauergrünland, Randstreifen und sonstige Grünflächen innerhalb des Plangebiets 
Festlegungen zu Mahdzeitpunkten, Mahdhäufigkeit und möglichst abschnittsweiser bzw. 
gestaffelter Pflege zu treffen, damit Rückzugs- und Nahrungsräume nicht gleichzeitig 
vollständig entfallen. 

 
 die Befahrungsintensität auf den nicht zwingend produktionsgebundenen Flächen auf das 

betriebsnotwendige Maß zu begrenzen, um zusätzliche Störwirkungen für Offenlandarten und 
bodengebundene Tiere zu minimieren. 

 
 die Durchlässigkeit der Einfriedung im Bebauungsplan eindeutig festzusetzen und einen 

Bodenabstand von mindestens 15 bis 20 cm anzustreben, um unnötige Barrierewirkungen für 
Kleintiere und Amphibien zu vermeiden. 

 
4. Biodiversität, Grünordnung und Eingriffsregelung 
Die Eingriffs Ausgleichs Bilanzierung kommt in den Planunterlagen zu einem rechnerischen Überschuss, 
was vor allem mit der geringen Ausgangswertigkeit des überwiegend intensiv genutzten Ackers sowie 
mit den vorgesehenen Grünordnungsmaßnahmen begründet wird. Positiv hervorzuheben ist, dass 
neben der Offenhaltung des Gewässerrandstreifens ein Feldgehölzsteifen mit begleitendem Krautsaum 
vorgesehen ist und damit strukturbildende Elemente in die Planung aufgenommen wurden, die 
ökologische Funktionen für Landschaftsbild, Biotopverbund und Artenschutz übernehmen können. Das 
vorgesehene Mahdregime von zweimal jährlicher Mahd des begelitenden Krautsaums ist als 
Pflegekonzept nachvollziehbar, könnte im weiteren Verfahren unter Biodiversitätsgesichtspunkten aber 
noch optimiert werden. 
Für die landwirtschaftliche Nutzung innerhalb der Agri PV Fläche ist der Anbau von Himbeeren und 
Heidelbeeren als Sonderkulturen vorgesehen. Die Pflege der Zwischenreihen soll mit Messerbalken 
Mähwerken, die Mahd zwischen den Beerenpflanzen manuell und die Bewässerung bei Bedarf mit 
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vorhandenem Maschinenbestand erfolgen. Dies unterstreicht, dass die inneren Nutzflächen in erster 
Linie betriebsfunktional geprägt bleiben und nur begrenzte Spielräume für naturschutzfachlich 
höherwertige Strukturen bieten dürften. Vor diesem Hintergrund erscheint es sachgerecht, den 
Gewässerrandstreifen und die weiteren Grünstrukturen nicht nur als technisch oder formal 
freizuhaltende Bereiche zu betrachten, sondern im weiteren Verfahren zu prüfen, ob sie als qualitative 
Ergänzung der Planung naturschutzfachlich weiterentwickelt werden können. Diese Überlegung wird 
dadurch gestützt, dass das Plangebiet nicht nur in einem Vorranggebiet Landwirtschaft, sondern 
zugleich in einem Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz liegt, in dem auf eine naturschonende 
Landnutzung hinzuwirken und die Entwicklung des Biotopverbundes zu unterstützen ist.  
 
Aus Sicht des BUND bietet es sich an, im weiteren Verfahren zu prüfen, ob insbesondere der 
Gewässerrandstreifen des Tännichtbachs als ökologischer Entwicklungsraum fachlich aufgewertet 
werden kann, soweit dem keine überwiegenden betrieblichen oder wasserwirtschaftlichen Gründe 
entgegenstehen. Eine solche Aufwertung könnte dazu beitragen, die naturschutzfachliche Qualität des 
Vorhabens zu erhöhen und den Zielen des Vorbehaltsgebiets Arten- und Biotopschutz besser Rechnung 
zu tragen, ohne die Grundkonzeption des Vorhabens in Frage zu stellen. Ebenfalls sinnvoll erscheint 
eine Prüfung, ob das Pflegekonzept für Krautsaum und sonstige Grünflächen stärker auf Blühphasen, 
Rückzugsräume und Überwinterungsstrukturen für Insekten und Kleintiere abgestimmt werden kann. 
Gerade bei linearen Strukturen wie Hecke, Saum und Gewässerrandstreifen kann bereits eine 
vergleichsweise zurückhaltende Anpassung des Mahdregimes eine spürbare ökologische 
Verbesserung bewirken. 
 
Der BUND regt daher an, 
 

 das für den Krautsaum vorgesehene Mahdregime von zweimal jährlicher Mahd durch 
abschnittsweise Mahd, gestaffelte Mahdzeitpunkte oder das zeitweise Belassen von 
Altgrasstreifen biodiversitätsfreundlicher auszugestalten, 
 

 vor dem Hintergrund der betriebsbedingt eher intensiv gepflegten Sonderkulturflächen zu 
prüfen, ob insbesondere der Gewässerrandstreifen als ergänzender ökologischer 
Entwicklungsraum qualitativ aufgewertet werden kann, 

 
 vorrangig für den Gewässerrandstreifen, ergänzend auch für weitere geeignete Grünstrukturen, 

eine Entwicklung in Richtung artenreicher, gebietsheimischer Wiesen‑ oder 
Gras‑Kraut‑Bestände als fachlich sinnvolle Optimierungsoption zu prüfen, 

 
 in Begründung und Abwägung deutlicher herauszuarbeiten, welchen Beitrag Hecke, Krautsaum, 

Gewässerrandstreifen und gegebenenfalls weiterentwickelte Grünflächen zur Unterstützung 
des Biotopverbundes im Vorbehaltsgebiet Arten- und Biotopschutz leisten können. 

 
5. Boden, Wasser und Erosionsschutz 
Nach den Umweltunterlagen weisen große Teile des Plangebiets hohe bis sehr hohe natürliche 
Bodenfunktionen auf. Zugleich wird die Erodierbarkeit durch Wasser infolge der Reliefverhältnisse und 
vorhandener Wasserabflussrinnen nach Starkregen als hoch bis sehr hoch bewertet. Hinzu kommen 
sensible Wasserverhältnisse im Bereich des verrohrten Tännichtbachs und der südlichen 
Grünlandflächen mit teils geringen Grundwasserflurabständen. 
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Die vorgesehenen Festsetzungen zu wasserdurchlässigen Wegen, Niederschlagswasserversickerung 
am Ort der Entstehung und weitgehendem Verzicht auf Betonfundamente gehen in die richtige Richtung. 
Gleichwohl bleibt das Schutzkonzept bislang zu allgemein. Gerade auf einer erosionsgefährdeten 
Hangfläche mit dokumentierten Abflussrinnen erscheint ein konkretisiertes Wasser- und 
Bodenschutzkonzept sachgerecht, das Abtropfkanten, Oberflächenabfluss, Starkregenereignisse und 
den Schutz des Gewässerrandstreifens nachvollziehbar behandelt. Hinzu kommt, dass der chemische 
Zustand des betroffenen Grundwasserkörpers laut Umweltbericht bereits als schlecht ausgewiesen 
wird, unter anderem wegen Nitrat und Metazachlor-ESA im Zusammenhang mit landwirtschaftlicher 
Nutzung. Vor diesem Hintergrund sind besonders zurückhaltende Maßstäbe für Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteleinsatz angezeigt. In den festgesetzten Grünbereichen, insbesondere im 
Gewässerrandstreifen und in sonstigen Maßnahmenflächen, sollte ein vollständiger Verzicht auf Dünge- 
und Pflanzenschutzmittel verbindlich vorgesehen werden. 
Für die Sonderkulturflächen erscheint es darüber hinaus sachgerecht, den Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln auf das fachlich zwingend erforderliche Minimum zu begrenzen und vorrangig 
auf nichtstoffliche Maßnahmen zu setzen. Dies würde sowohl dem Boden- und Gewässerschutz als 
auch dem Anspruch einer naturschonenden Ausgestaltung im Vorbehaltsgebiet Arten- und 
Biotopschutz entsprechen. 
 
Der BUND regt daher an, 
 

 vor Satzungsbeschluss ein konkretisiertes Niederschlags- und Abflusswassermanagement 
vorzulegen, 

 
 für erosionsgefährdete Teilbereiche bodenschonende Bewirtschaftungs- und Pflegevorgaben 

festzusetzen, 
 

 das Bewässerungskonzept für die Sonderkulturen nachvollziehbar zu konkretisieren, 
 

 die Lage technischer Nebenanlagen in wasser- und bodensensiblen Teilbereichen besonders 
kritisch zu prüfen, 

 
 in Grün- und Maßnahmenflächen einen vollständigen Verzicht auf Dünge- und 

Pflanzenschutzmittel festzusetzen. 
 
6. Monitoring und adaptive Nachsteuerung 
Die Unterlagen sehen eine ökologische Baubegleitung sowie Entwicklungspflege für die 
Heckenpflanzung vor, enthalten aber kein eigenständiges, mehrjähriges Monitoringkonzept zur 
agrarischen und ökologischen Wirksamkeit des Agri-PV-Systems. Gerade weil das Vorhaben wesentlich 
mit den Vorteilen einer kombinierten Nutzung für Solarenergie und Landwirtschaft sowie mit einer 
naturschonenden Flächenentwicklung begründet wird, erscheint ein Monitoring fachlich sinnvoll und für 
die Überprüfung dieser Planannahmen hilfreich.  
Ein Monitoring sollte in einem fachlich sinnvollen, aber verhältnismäßigen Umfang insbesondere die 
tatsächliche landwirtschaftliche Nutzbarkeit, die Vegetationsentwicklung unter und zwischen den 
Modulen, die Entwicklung des Gewässerrandstreifens und der Heckenpflanzung, ausgewählte 
Artengruppen sowie Hinweise auf Erosions‑ und Abflussprobleme erfassen. 
 
Schlussbemerkung 
Der BUND Sachsen hält das Vorhaben in der vorliegenden Fassung noch nicht für hinreichend ausgereift, 
um die angestrebten Vorteile einer naturverträglichen und dauerhaft tragfähigen Agri‑PV‑Nutzung 
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belastbar zu sichern. Die bisherige Planung enthält zwar sinnvolle Ansätze – insbesondere zur 
Begrenzung der Versiegelung, zur Heckenentwicklung und zur artenschutzrechtlichen 
Bauzeitenregelung –, schöpft jedoch die Möglichkeiten einer qualitativ hochwertigen 
Agri‑PV‑Ausgestaltung in einem Vorranggebiet Landwirtschaft und einem Vorbehaltsgebiet Arten‑ und 
Biotopschutz noch nicht aus. Die Stadt Hainichen und der Vorhabenträger werden daher aufgefordert, 
die Unterlagen vor der Weiterführung des Verfahrens im Hinblick auf landwirtschaftliche Hauptnutzung, 
naturschutzfachliche Qualität, Wasser‑ und Bodenschutz sowie ein geeignetes Monitoring 
nachzubessern, damit das Vorhaben im weiteren Verfahren auf einer fachlich und rechtlich belastbaren 
Grundlage bewertet und perspektivisch mitgetragen werden kann. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung im Verfahren. 
 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


